
innerhalb weniger Stunden elf Vorschläge zu erhalten, 
obwohl ihm Werkleitung und BGL gesagt hatten, in 
diesem Betrieb sei kein einziger Schöffe zu finden. 
Neben solchen guten Beispielen gibt es jedoch auch 
schlechte. So verließen sich einige Kreisgerichtsdirek­
toren darauf, daß die Kandidatenvorschläge von den 
Parteien zu machen uind von der Nationalen Front ein­
zureichen seien, und kümmerten sich nicht weiter 
darum. Hier verzögerte sich die Fertigstellung der 
Schöffenkandidatenliste bis in die erste Märzhälfte hin­
ein. Die Aktivität der einzelnen Gerichte bei der Vor­
bereitung — und jetzt bei der Durchführung — der 
Schöffenwahlen gibt wertvolle Hinweise für die Beur­
teilung der Kader der Justiz, die Beurteilung ihrer Ein­
satzfreudigkeit, ihres Organisationsvermögens usw. Jede 
Justizverwaltungsstelle sollte hieraus die notwendigen 
Schlüsse ziehen.

Die Vorbereitungen der Wahlversammlungen began­
nen gleichzeitig mit dem Abschluß der Aufstellung der 
Kandidatenlisten. Die Ausarbeitung der Versammlungs­
pläne verzögerte sich dort, wo die Kandidatenlisten erst 
verhältnismäßig spät fertig wurden. Im Bezirk Magde­
burg lagen z. B. von den Kreisgerichten Klötze, Oschers- 
leben, Wernigerode und Staßfurt am 19. März noch 
keine Versammlungspläne vor. Inzwischen ist jedoch 
im wesentlichen in allen Kreisen die Aufstellung der 
Versammlungspläne abgeschlossen worden, und weit 
mehr als 10 000 Versammlungen werden stattfinden. 
Die Verteilung auf Betriebs-, LPG- und Wohnbezirks­
versammlungen ist in den einzelnen Bezirken unter­
schiedlich. Bezirke mit ländlicher Struktur, wie z. B. 
Neubrandenburg, haben einen hohen Anteil von 
Versammlungen in Gemeinden und Wohnbezirken. 
Hervorzuheben ist der Bezirk Schwerin, der im Ver­
hältnis zu seiner Größe die meisten Wahlversamm­
lungen in Landwirtschaftlichen Produktionsgenossen­
schaften aufzuweisen hat. Bezirke wie Karl-Marx- 
Stadt, Dresden, Leipzig führen die meisten Wahl­
versammlungen in Betrieben durch. Der Hinweis, die 
Versammlungen auf dem Land vor Beginn der Früh­
jahrsbestellung anzusetzen, ist berücksichtigt worden. 
Nur in einigen wenigen Kreisen müssen in einzelnen 
Dörfern die Wahlversammlungen wegen Tierseuchen 
verlegt werden.

Bereits die ersten Wahlversammlungen gaben dem 
Ministerium der Justiz zu einigen ergänzenden Hin­
weisen Anlaß. Die Auswertungen sowie der Besuch 
von Wahlversammlungen durch Instrukteure haben zu 
dem Hinweis geführt, im weiteren Verlauf der Schöf­
fenwahlen genauestens darauf zu achten, daß die ge­
setzlichen Bestimmungen über die Wahlen, und zwar 
auch die sogenannten „Kleinigkeiten“, eingehalten 
werden. Das bedeutet, daß an jeder Wahlversammlung 
ein Beauftragter des Wahlausschusses teilnehmen und 
daß ein den gesetzlichen Bestimmungen entsprechendes 
Protokoll (§ 18 der AO) vorliegen muß, wenn die Wahl 
gültig sein soll. Wo dies nicht geschehen ist, muß die 
Wahl wiederholt werden. Die Direktoren der Kreis­
gerichte, die ja dem Wahlausschuß angehören, müssen 
darauf dringen, daß die Formerfordernisse eingehalten 
werden. Die Formvorschriften einhalten, heißt die de­
mokratische Gesetzlichkeit wahren. Das ist das ganze 
Gegenteil von bürokratischen Formalitäten. Unzulässig 
ist es z. B., wenn — wie in Ribnitz-Damgarten — an 
Stelle eines abgelehnten Kandidaten aus der Mitte der 
Versammlung heraus ein neuer Kandidat vorgeschlagen 
und „gewählt“ wird. Die Wahl eines Kandidaten in 
Abwesenheit kann nur erfolgen, wenn für die Nicht­
anwesenheit ein triftiger Grund (z. B. schwere Erkran­
kung) gegeben ist. Doch muß sichergestellt sein, daß 
.die Wähler von dem Kandidaten auch bei Nicht­
anwesenheit ein ausreichendes Bild erhalten.

Der Besuch und der Ablauf einer Veranstaltung hän­
gen wesentlich von der gründlichen Vorbereitung ab. 
Dort, wo eine gründliche Vorbereitung zur Wahlver­
sammlung durch Zusammenwirken zwischen dem 
Kreisausschuß der Nationalen Front und dem Kreis­
gericht und anderen Stellen erfolgte, sind die Wahlver­
sammlungen auch zu einem Erfolg geworden. Als 
gutes Beispiel sei hier der Kreis Güstrow genannt. Die 
Zahl der Teilnehmer an den Wahlversammlungen be­
trägt in den Betrieben zum großen Teil 80 bis 90 Pro­

zent der Werktätigen. Im VEB Kfz-Reparaturwerk 
waren von 78 Belegschaftsmitgliedern 70 anwesend. Die 
anderen acht konnten infolge Krankheit nicht erschei­
nen. ln dem in Schicht arbeitenden Betrieb VEB Holz­
industrie „Walter Grießbach“ waren 102 Werktätige 
von 200 erschienen. Eine solche gute Vorbereitung und 
ein dementsprechend guter Verlauf der Schöffenwahl­
versammlungen ist nicht in allen Kreisen zu beobach­
ten. Zwar war die zentrale Anweisung gegeben worden, 
durch Instrukteure die Vorbereitung der einzelnen 
Wahlversammlungen anzuleiten und zu kontrollieren, 
jedoch ist diese Anweisung nicht immer befolgt wor­
den, so daß einige Wahlversammlungen wegen unzu­
reichenden Besuches verlegt werden mußten, z. B. in den 
Kreisen Weißwasser, Brandenburg-Land und ölsnitz' 
Vogtl. Für die Durchführung der Versammlungen sind 
die Kreisausschüsse der Nationalen Front gemeinsam 
mit den Kreiswahlausschüssen verantwortlich. Das ent­
bindet aber keinen Kreisgerichtsdirektor von der Ver­
pflichtung, seinerseits alles zu tun, um den reibungs­
losen und erfolgreichen Ablauf der Wahlversammlungen 
zu sichern. Deshalb müssen die Direktoren und Richter 
der Kreisgerichte selbst eine bestimmte Zahl von Wahl­
versammlungen als Referenten und Beauftragte des 
Wahlausschusses übernehmen. Wenn in Dessau und 
Eberswalde bei 40 und 50 Wahlversammlungen die 
Direktoren laut Plan nur in zwei Versammlungen in 
Erscheinung treten sollen, dann ist das entschieden zu 
wenig. Gerade bei den Schöffenwahlen erwartet die 
Bevölkerung, daß besonders die Richter zu ihnen in den 
Wahlversammlungen sprechen.

Auch die Staatsanwälte setzen sich tatkräftig bei der 
Durchführung der Schöffenwahlen ein. Sie nehmen in 
allen Kreisen als Referenten und Beauftragte des Wahl­
ausschusses mit teil und leisten den Richtern wertvolle 
Hilfe. Das Ministerium der Justiz mußte jedoch einige 
Richter darauf hinweisen, daß nicht die Hauptlast der 
Wahlversammlungen auf die Staatsanwälte abgewälzt 
werden darf, wie das z. B. im Kreis Ludwigslust der 
Fall war, wo der Kreisstaatsanwalt für vier Versamm­
lungen, die zwei Richter des Kreisgerichts aber nur für 
je eine Versammlung als Referenten vorgesehen waren.

In vielen Kreisen bestand die Tendenz, möglichst viel 
Schöffen in einer Versammlung vorzustellen und wäh­
len zu lassen. So waren z. B. in Wolmirstedt 29 Schöf­
fen für eine Wahlversammlung vorgesehen, während im 
allgemeinen der Durchschnitt bei 15 bis 20 Kandidaten 
lag. In einer solchen Veranstaltung kann natürlich 
keine gründliche Diskussion zu den einzelnen Vor­
schlägen Zustandekommen, ja, noch nicht einmal eine 
ausreichende Begründung für sie gegeben werden. 
Deshalb wurde die Höchstzahl der in einer Wahlver­
sammlung vorzustellenden Kandidaten auf acht 
begrenzt. Das entspricht dem Inhalt der Anordnung 
über Schöffenwahlen und damit der demokratischen 
Gesetzlichkeit. Es stellte sich ferner heraus, daß Ver­
sammlungen mit einer allzu großen Teilnehmerzahl 
nicht günstig sind; deshalb wird ja auch in den Be­
triebsabteilungen, den LPG und den Wohngebieten 
gewählt, wo die Gewähr besteht, daß die Wähler die 
Kandidaten genau kennen. In der Regel sollten höch­
stens bis zu 150 Wähler an einer Wahlversammlung 
teilnehmen.

Bei der Vorbereitung und Durchführung der Schöffen­
wahlversammlungen darf nicht vergessen werden, daß 
entscheidend für die Lösung aller organisatorisch-tech­
nischen Schwierigkeiten eine sorgfältige ideologische 
Vorbereitung der Wahlversammlungen ist. Die Schöf­
fenwahlen müssen dazu beitragen, unsere demokra­
tische Gesetzlichkeit weiter zu festigen und das sozia­
listische Rechtsbewußtsein der Werktätigen zu stärken. 
Deshalb ist auch zur Vorbereitung der Wahlversamm­
lung eine umfassende Agitation durch die Agitatoren 
der Betriebe und der Nationalen Front, durch Sicht­
werbung sowie durch Presse und Rundfunk notwendig. 
Auch in der Sichtwerbung der Gerichte muß die Bedeu­
tung der Schöffenwahlen erkennbar sein. Dies ist z. B. 
in den Kreisen Neuruppin und Nauen erkannt worden.

Die Popularisierung der Schöffenwahlen in der 
Presse, in Aussprachen und Broschüren, im Film und 
Funk wird nach besten Kräften durchgeführt. Es gelang 
in den meisten Kreisen, zu einem wesentlich engeren
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